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Es gilt das gesprochene Wort !

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

lasst uns nach vorne blicken!

Lasst uns gemeinsam den Neuanfang starten!

Haken wir das Jahr 2002 ab!

Setzen wir an die Stelle von Jammern und Wehklagen Zuversicht und Optimismus.

Machen wir es anders als CDU und CSU:

Akzeptieren wir die Niederlage vom 22.September.

Unsere Mitglieder, alle erwarten von uns, dass wir die anstehenden Probleme anpacken.

Es gibt unzählig viele Menschen, die dabei gerade auf die FDP warten und ihre Hoffnungen in die FDP setzen. 

Genau die dürfen wir nicht enttäuschen und die müssen wir wieder für uns gewinnen, liebe Freundinnen und Freunde.

Unsere Mitglieder und alle, die auf uns bauen, erwarten, dass wir uns endlich auf Inhalte und das Wesentliche konzentrieren und die unselige Nabelschau beenden.

Wir wollen nicht irgendwelche Zahlenspiele und wir brauchen auch keinen Untersuchungsausschuss, der sich mit Lüge und Wahrheit im Wahlkampf befasst, sondern wir brauchen mutige Frauen und Männer, die die Probleme des Landes anpacken und diese lösen.

Wir müssen für Baden-Württemberg, wir müssen für Deutschland kämpfen, wir müssen liberale Politik machen, damit wieder mehr Arbeits- und Ausbildungsplätze geschaffen werden, so wie dies Freiberufler, Handwerker und Mittelständler jeden Tag tun.

Über 99 Prozent unserer Betriebe haben weniger als 500 Beschäftigte.

In diesen Betrieben arbeiten 75 % aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

80 % aller Lehrlinge haben in diesen Betrieben ihren Ausbildungsplatz.

Genau um diese Betriebe müssen wir uns kümmern; sie sind das Rückgrat unserer Wirtschaft.

Sie schaffen die Grundlage für unseren Wohlstand. 

Sie haben von 1996 bis 2001 über 5 Prozent mehr Arbeitsplätze geschaffen.

Sie haben im selben Zeitraum die Zahl ihrer Ausbildungsplätze um über 9 Prozent erhöht 

Die hierfür verantwortlichen Frauen und Männer, die mit Haus und Hof für ihre Betriebe haften, erwarten keine Sonderbehandlung, aber sie erwarten Gerechtigkeit und sie erwarten Rahmenbedingungen, die ihnen die Luft zum Atmen lassen und ihnen nicht durch eine Flut von Steuer- und Abgabenerhöhungen und Überregulierung durch rot-grün die Existenzgrundlage entziehen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wer wirklich etwas für den Mittelstand tun will, der muss die Eigenkapitalausstattung verbessern und da ist in erster Linie die Steuerpolitik gefordert – und zwar das genaue Gegenteil von grün-roter Steuerpolitik:

Runter mit Steuer-, Abgaben- und Bürokratiekosten, damit der Aufschwung eine Chance hat, damit Arbeitsplätze gesichert und neue geschaffen werden!

Wenn die Steuerlast und die Lohnnebenkosten zu hoch sind, dann ist für viele der einzige Ausweg die Flucht in die Schwarzarbeit.

Schwarzarbeit ist die Boombranche der letzten Jahre.

Aber Schwarzarbeit ist kein Kavaliersdelikt.

Ich fordere den halben Mehrwertsteuersatz auf Handwerkerleistungen so wie es in Frankreich mit großem Erfolg praktiziert wird, um die Schwarzarbeit wirksam zu bekämpfen.

Halbe Steuer – macht Schwarzarbeit teuer!

Ich appelliere an die Banken, sich ihrer Verantwortung der mittelständischen Wirtschaft gegenüber bewusst zu sein und den mittelständischen Unternehmen und den kleinen Handwerkern auch in Zukunft als verlässlicher Finanzierungspartner zur Seite zu stehen.

Ich zeige mit dem Finger nicht nur auf andere, sondern ich will auch den Staat mehr in die Pflicht nehmen, wenn es um den Abbau von Überregulierung und unsinnigen Bürokratielasten geht.

Jeder Arbeitsplatz in kleineren Betrieben – gerade also auch in den jungen Unternehmen – ist inzwischen mit Bürokratiekosten von jährlich 3.500 € belastet.

Dies ist das Zwanzigfache gegenüber einem Großunternehmen.

Nach Umfragen des ifo-Instituts würden 30 Prozent der Unternehmen bei einer durchgreifenden Entbürokratisierung mehr Personal einstellen.

Schaffen wir Freiheit !

Lassen wir Luft rein, damit sich was bewegt in diesem Land, damit die Mutigen und Risikofreudigen motiviert und nicht durch einen undurchsichtigen Dschungel an Vorschriften entmutigt werden und alles verkrustet in diesem Land.

Ich danke Birgit Homburger für ihren Einsatz im Bundestagswahlkampf für den Bürokratieabbau, den sie im Bundestag weiterführen wird.

Ich danke meinem Amtschef Karl Epple für die Leitung des Bürokratiekosten-Tüv im Wirtschaftsministerium, wo alleine 650 Vorschläge überprüft, bewertet und zum Teil ersatzlos gestrichen wurden.

Es ist ein Erfolg von uns Liberalen, dass auf Landesebene in den vergangenen zwei Jahren 35 Prozent der Verwaltungsvorschriften abgeschafft wurden! 

Aber wir geben uns damit nicht zufrieden, sondern wir werden weiter konsequent unsinnige Vorschriften bekämpfen.

Bürokratieabbau ist aber nicht nur eine Aufgabe des Staates.

Beim Bürokratieabbau erwarte ich mir auch mehr Mut von Verbänden und Organisationen.

Es waren nicht wenige Vorschläge, die wir zum Bürokratieabbau unterbreitet haben, die dann, wie z.B. die Streichung der Importstatistik, von Kammern und Verbänden als zu weitgehend abgelehnt wurden.

Und überhaupt zu Kammern und Verbänden:

Sie werden keinen Präsidenten, keinen Obermeister und keinen Hauptgeschäftsführer und Geschäftsführer von Kammern und Verbänden finden, der nicht jeden Tag an die Politik appelliert, mit Verschlankung, Entbürokratisierung und Deregulierung endlich ernst zu machen.

Diese Herren sollten aber endlich auch einmal vor und hinter der eigenen Türe kehren.

Es gibt bei uns im Lande mittlerweile eine Verbände- und Kammernvielfalt, die kaum ein Mensch mehr überblickt.

Wenn Sie sich als Wirtschaftsminister vornehmen, in einem Jahr auch nur einmal mit jedem Verband und mit jeder Wirtschaftsorganisation und mit jeder Kammer ein Gespräch zu führen, dann haben Sie ein volles Jahr über für nichts anderes mehr Zeit.

Sinnvolle, flexible und kostengünstige Einheiten sehen anders aus !

Ich mische mich nicht in die Selbstverwaltung der Wirtschaft ein, aber da sehe ich doch jede Menge Handlungsbedarf und ich wiederhole:

Erteilen Sie uns gerne weiter kluge Ratschläge, aber räumen Sie endlich auch einmal Ihren eigenen Laden auf!

Ein Existenzgründer z.B. hat andere Sorgen, als sich um die richtige Kammer- oder Verbändemitgliedschaft zu kümmern.

Wir brauchen Gründerinnen und Gründer, wir brauchen Menschen, die in der Selbständigkeit die Lebens- und Berufsperspektive für sich sehen und genau diesen Gründerinnen und Gründern müssen wir die notwendige Freiheit dazu geben.

Ich fordere hierzu:

· Existenzgründer sind in den ersten drei Jahren der Neugründung von Ertragssteuern (Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag und Gewerbesteuer) völlig freizustellen.

· Existenzgründer sind für die ersten fünf Jahre von der Arbeitsstättenverordnung auszunehmen. Getrennte sanitäre Einrichtungen, Raumhöhevorschriften, Zahl der Fenster und selbst der Kleiderhaken mögen von Bedeutung sein, aber für Gründer sind andere Themen wichtiger und vor allen Dingen haben sie für solche Dinge schlicht und einfach oft nicht das notwendige Kapital.

· Für Existenzgründer sind die strengen Kündigungsschutzregeln für fünf Jahre aufzuheben. 

Gerade in der Aufbauphase ist eine rasche Anpassung der personellen Kapazitäten an sich wandelnde betriebliche Erfordernisse dringend notwendig.

· Im Arbeitssicherheitsgesetz ist eine Kleinstbetriebsregelung mit der Freistellung von Unternehmen bis zu 20 Beschäftigten von der arbeitsmedizinischen und sicherheitstechnischen Betreuung der Mitarbeiter sinnvoll und vertretbar.

· Existenzgründer sind drei Jahre von jeder Pflichtmitgliedschaft in Kammern oder Verbänden freigestellt – umgekehrt müssen sie für Beratungsleistungen dann selbstverständlich Gebühren bezahlen.

Ich fordere die Vertreter des Handwerks dazu auf, sich nicht als Bremser auf dem Weg zur Selbständigkeit zu betätigen, sondern die Reformvorschläge von Professor Hellwig, dem Vorsitzenden der Monopolkommission und der Bundesregierung aktiv zu begleiten, um damit mehr Gründungswilligen den Weg in die Selbständigkeit zu erleichtern und damit auch mehr Arbeitsplätze zu schaffen.

Der Meisterbrief soll nicht abgeschafft werden, aber als unabdingbare Vorraussetzung für die Selbständigkeit wird er nicht in allen Bereichen und nicht auf alle Zeit zu halten sein.

Dagegen spricht die Entwicklung in Europa, dagegen spricht die Monopolkommission, dagegen spricht die Koalitionsvereinbarung der Bundesregierung und dagegen spricht die Vernunft und nicht zuletzt spricht dagegen auch das Selbstbewusstsein und die Überzeugung, dass sich Qualität immer durchsetzen wird.

Wenn Deutschland nun für andere europäische Handwerker zunehmend geöffnet wird, dann kann bei uns natürlich nicht alles so bleiben wie es ist. 

Das wäre letztlich eine Diskriminierung uns selbst gegenüber, denn wir würden für einheimische potenzielle Anbieter einen klaren Wettbewerbsnachteil aufbauen und damit am Ende uns selbst schaden. 

Es ist dann doch allemal besser, diese Veränderungen mit zu gestalten, als sich von ihnen überrollen zu lassen.

Es wird von niemandem bestritten, dass die Meisterausbildung ein überaus erfolgreicher und geeigneter Weg in eine sichere Existenz ist.

Aber es stellt sich doch die Frage, ob dieser Weg in allen Fällen zwanghaft vorgeschrieben werden muss. 

Wenn der Meisterbrief so gut und erfolgsversprechend ist, wenn er dem angehenden Unternehmer im Handwerk eine vergleichsweise sichere Perspektive für die eigene Existenz bietet, dann wird er doch ganz von selbst auf dem Aus- und Weiterbildungsmarkt nachgefragt werden. 

Wir müssen wieder den Mut haben, im Meisterbrief das zu sehen, was er sein soll:

Der Nachweis einer seriösen, qualitätsvollen Ausbildung, die für den Verbraucher erwarten lässt, dass er eine erstklassige Handwerksleistung einkauft.

Qualität aber braucht keinen Zwang; sie setzt sich einfach durch.

Wir haben in der Vergangenheit vielleicht zu wenig Vertrauen in den Wettbewerb gehabt.

Nun zwingt uns Europa aber, diesen Wettbewerb, der unweigerlich auf uns zu kommt, konstruktiv mit zu gestalten.

Ja zum Meisterbrief als freiwilliges Zertifikat und als ganz besonderes Gütesiegel, aber nicht zur Verhinderung zur Schaffung von Arbeitsplätzen.

Beispiel:

Hier in Stuttgart sollte ein Friseursalon geschlossen werden, weil die Inhaberin in einem Abstand von fünfzig Metern zwei Salons führt und die Handwerkskammer auf zwei Meister für diese Salons besteht – so etwas ist widersinnig und geradezu arbeitsplatzvernichtend.

Wer zu Reformen nicht bereit ist, der wird in kurzer Zeit unterliegen.

Deshalb fordere ich das Handwerk dazu auf, sich an Reformen zu beteiligen, die über die Leipziger Beschlüsse hinausreichen, damit wir zu guten Ergebnissen kommen und es nicht zu Beschlüssen gegen das Handwerk kommt.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir Liberalen sind die konsequentesten Fürsprecher von Handwerk, Mittelstand und freien Berufen.

Wir sind für fairen Wettbewerb und für faire Chancen von Handwerk, Mittelstand und Freiberuflern und wir werden nicht zulassen, dass die CDU durch mittelstandsfeindliche Änderungen im Gemeindewirtschaftsrecht den Kommunen noch mehr Wirtschaftstätigkeit zu Lasten von Handwerk, Mittelstand und Freiberuflern gestattet.

· kommunale Kfz-Reparaturwerkstätten und Tankstellen,

· Gartenarbeiten durch städtische Bauämter, 

· kommunale Reisebüros, 

· frei finanzierter kommerzieller Wohnungsbau durch kommunale Baugesellschaften, 

· Catering durch städtische Kantinen,

· der Einbau kompletter Heizungsanlagen und die Durchführung von Elektroinstallationen durch Stadtwerke sind die Totengräber von Handwerk , Mittelstand und Freiberuflern!

Ich fordere die CDU dazu auf, das Hohelied des Mittelstands nicht nur in den Sonntagsmessen zu singen, sondern auch montags bis freitags im Landtag daran zu denken, dass diese kommunalen Betriebe, die nie Pleite gehen können, mittlerweile zu den schärfsten Konkurrenten der auf volles eigenes Risiko arbeitenden mittelständischen Betriebe geworden sind!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

das moderne und hochqualifizierte Handwerk findet ein breites Betätigungsfeld im Zusammenhang mit Umweltschutz und Energieeinsparmaßnahmen: 

Zu der Sicherung und energetischen Verbesserung des Altbaubestandes ist eine umfassende  Altbaumodernisierung unerlässlich:

80 Prozent der Wohngebäude in Baden-Württemberg sind älter als 20 Jahre und verursachen rund 90 Prozent des gesamten Heizenergieverbrauchs.

Durch die Modernisierung dieser Altbauten können Schätzungen zufolge allein hier bei uns im Land jährlich rund 55 Milliarden Kilowattstunden Heizenergie eingespart werden, was 5,5 Milliarden Liter Heizöl und einer Heizkostenersparnis von 2,0 Milliarden € jährlich entspricht.

Damit können zehn Millionen Tonnen CO2-Ausstoss vermieden werden.

Die energetische Modernisierung des gesamten Altwohnungsbestandes ist die wirksamste Form der Energieeinsparung.

Nachdem man uns die Altbaumodernisierungsförderung streichen wollte, haben wir diese durch Umschichtungen im Wirtschaftsministerium erhalten und damit mehr für das moderne Handwerk getan als jeder andere Sonntagsprediger aus den anderen Parteien.

Vielleicht begreifen das endlich auch einmal die Kammerpräsidenten im Handwerk, die vor den Wahlen Zeitungsanzeigen zur Unterstützung der CDU schalten.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir werden auch künftig nicht jedem sein Solardach aufs Haus fördern, aber wir werden sehr wohl weiterhin kräftig die alternative Energieforschung vorantreiben.

Kaum ein anderes Land hat in den letzten zehn Jahren so viel in die Erforschung alternativer Energien investiert wie wir hier in Baden-Württemberg.

Ich nenne das Institut für solare Energiesysteme in Freiburg, das Institut für technische Thermodynamik in Stuttgart und beispielhaft auch das Zentrum für Sonnenenergie und Wasserstoffforschung mit dem angegliederten Weiterbildungszentrum Brennstoffzelle.

Wir werden auch in Zeiten angespannter Haushalte Modellprojekte fördern:

Wir fördern als Demonstrationsanlage die größte zusammenhängende Solaranlage Deutschlands.

Wir wollen die vorhandenen Wasserkraftpotentiale in Baden-Württemberg soweit wie möglich nutzen; dies gilt vor allem für die große Wasserkraft.

Wenn wir vier große Ausbauvorhaben am Rhein realisieren, dann lässt sich die Stromproduktion der großen Wasserkraftanlagen um ein Drittel erhöhen.

Wir werden schon bald eine Bundesratsinitiative auf den Weg bringen, um mittelfristig die Einbeziehung der großen Wasserkraftanlagen in die Förderung des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes zu erreichen.

Wir wollen im nächsten Jahr einen „Geothermieatlas Baden-Württemberg“ mit der Darstellung der geothermischen Potentiale auf den Weg bringen.

Die in der Erde gespeicherte Wärme ist nach menschlichen Maßstäben unerschöpflich.

Diese Energieressource lässt sich praktisch überall nutzen – und wir werden sie nachhaltig nutzen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir müssen in unserem Denken und Handeln den alternativen Energien und dem Umweltschutz wieder den Stellenwert einräumen wie unter dem liberalen Bundesinnenminister Hans-Dietrich Genscher.

Umweltschutz sichert die Lebenschancen künftiger Generationen.

Pflanzen-, Arten-, Tier- und Umweltschutz sind Themen, die die Menschen berechtigterweise bewegen. 

Wir dürfen diese Sorgen nicht auf die leichte Schulter nehmen oder - wie in der Vergangenheit leider immer wieder einmal geschehen - uns großzügig über diese Sorgen hinwegsetzen.

Auch hierfür haben wir am 22. September die Quittung bekommen, und deswegen werden wir mit Birgit Homburger und Horst Glück, den Julis und dem Landesfachausschuss an der Spitze aus Baden-Württemberg heraus dafür sorgen, dass die Bereiche Pflanzen-, Arten-, Tier- und Umweltschutz sowie alternative Energien und nachhaltiges Wirtschaften auch in der Bundes-FDP wieder eine herausragende Rolle spielen werden.

Die Sonnenblume hat zwar einen grünen Stengel – sie blüht aber in leuchtendem Gelb!

Umweltschutz heißt übrigens für uns Liberale nicht:

Die Ökosteuer wird jedes Jahr erhöht und die Autofahrerinnen und Autofahrer stehen weiter in Dauerstaus und erhöhen den CO2-Ausstoß.

Hier ist längst eine Kursänderung fällig.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

überfällig ist auch eine konsequente Familienpolitik und eine zukunftsweisende Politik zu der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Von allen sozialen Netzen ist die Familie - in ihren unterschiedlichen Erscheinungsformen - mit Abstand das wichtigste für die Menschen – also muss man auch dafür sorgen, dass dieses wichtigste soziale Netz geknüpft werden und Bestand haben kann.

Dazu gehört auch die Unterstützung der Familien, wenn es um den Eigenheimbau geht!

· Eigenheimzulage (Gefördert werden nur noch Familien mit Kindern. Kinderlose Ehepaare werden von der Eigenheimförderung ausgeschlossen. Die Eigenheimzulage stellt selbst sehr kinderreiche Familien schlechter als bisher.)

Wer die Eigenheimzulage abbaut, ohne an anderen Stelle für eine steuerliche Entlastung zu sorgen, der betreibt keine familienfreundliche Politik sondern das glatte Gegenteil.

Nicht nur der demographische Wandel und der daraus resultierende Fachkräftemangel, sondern auch die hohe Qualifikation der Frauen und deren Wunsch, diese auch im erlernten Beruf zur Anwendung zu bringen, machen eine bessere Vereinbarung von Familie und Beruf dringend notwendig.

Ein Land, das kein Gold im Boden hat, kann es sich nicht leisten, das Gold in den Händen und Köpfen der Frauen ungenutzt zu lassen.

Frauen waren noch nie so qualifiziert wie heute, und die Gesellschaft kann es sich gar nicht leisten, auf dieses hochqualifizierte Humankapital zu verzichten.

Unsere zentrale Ressource, Bildung, ist in den letzten dreißig Jahren von den Männern auf die Frauen übergegangen.

In Deutschland sind inzwischen knapp 60 Prozent der Abiturienten weiblich – mit deutlich besseren Durchschnittnoten. 

Während bei den unteren Bildungsgängen – Sonder- und Hauptschulen - die Jungen stark überwiegen, haben junge Frauen überall in den Industrienationen die höheren Bildungsgänge erobert. 

In den Universitäten Deutschlands liegt der  Studentinnenanteil heute bei 45 Prozent, bei den Neu-Immatrikulationen bereits bei 55 Prozent. 

Auch hier zeigt sich die langfristige Bildungsüberlegenheit der Frauen: 

Sie studieren schneller, fleißiger, effektiver und mit besseren Abschlüssen.

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist der Schlüssel zu der Bereitschaft von Frauen, eine Berufswahl mit Zukunftsperspektive und eine Berufstätigkeit als Mutter auszuüben.

Eine wichtige Vorraussetzung dafür ist eine gute außerfamiliäre Kinderbetreuung.

Es ist ein Erfolg liberaler Politik, dass die Landesregierung den Nachholbedarf für die Betreuung der Unter-Dreijährigen anerkannt hat und hier handelt.

Liberale Politik ist, dafür zu sorgen, dass die Erziehungsberechtigten eine Wahlfreiheit haben, wie sie die Kinderbetreuung gestalten wollen: ob sie die Kinderbetreuung inner- oder außerfamiliär regeln möchten.

Während die CDU die Kinder im Grunde immer noch am liebsten zu Hause bei den Eltern sieht, und die SPD ausschließlich auf außerhäusliche, staatliche  Kinderkrippen setzt, treten wir für echte Wahlfreiheit ein.

Deshalb ist es so wichtig, dass die Tagesmüttervereine und andere Betreuungsinitiativen unterstützt werden, damit diese Wahlfreiheit auch tatsächlich besteht.

Wer lediglich an staatliche institutionelle Lösungen wie die Kinderkrippe denkt, der wird dem Bedarf vieler Eltern nicht gerecht.

Wir wollen dort, wo die Kinderzahl für Krippen nicht ausreicht und flexible individuelle Betreuungszeiten nötig sind, vermehrt Tageseltern einsetzen.

Bei den Tageseltern tut Rot-Grün nichts, und bei den Ganztagsschulen bleibt es bei Ankündigungen.

Es ist bezeichnend, dass bei der Landesregierung bis zum heutigen Tag noch kein Brief eingegangen ist, in welchem das Vier-Milliarden-Programm für Bildung und Betreuung der Bundesregierung bestätigt wird und irgendwelche Informationen zu der Verwendung der Gelder gegeben werden.

Die einzigen bisher vorliegenden Informationen deuten daraufhin, dass damit tatsächlich ein reines Bau- und Sanierungsprogramm verbunden ist.

Damit wird dann aber nur ein Bruchteil der für die Einrichtung von Ganztagesschulen notwendigen Kosten angesprochen.

Die eigentlich relevanten Kosten sind aber die Personalkosten.

Wir werden deshalb hier im Land konsequent bedarfsorientiert Ganztagsangebote und Ganztagesschulen weiterentwickeln.

Es ist auch ein Erfolg liberaler Politik, dass wir in dem Wettbewerb der 16 Länder heute bei dem Ausbau der Ganztagesschulen auf dem dritten Platz stehen.

An dieser Stelle könnte man ja auch einmal nach der Undercoveragentin von Bundeskanzler Schröder fragen.

Wo ist eigentlich Ute Vogt?

Oder anders gefragt:

Wer ist eigentlich Ute Vogt?

Die Dame ist eine von 50 – ja sie haben richtig gehört – von 50 Staatssekretären in Berlin:

Und sie ist gleichzeitig der schlagende Beweis für deren Überflüssigkeit.

Bei der wissen ja nicht einmal die eigenen Leute, was sie tut.

In Berlin vermutet man sie in Stuttgart und in Stuttgart vermutet man sie in Berlin.

Sei’s drum - von einer solch grandiosen Opposition haben wir nicht so furchtbar viel zu erwarten – und zu befürchten schon gleich gar nichts.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

bei den Verbesserungen der Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind aber nicht nur die öffentlichen Einrichtungen gefordert, sondern auch die Arbeitgeber.

Lassen Sie mich an dieser Stelle eines deutlich sagen:

Unsere Wirtschaft – aber auch die Gesellschaft insgesamt - setzt immer noch viel zu wenig auf Frauen in Führungspositionen. 

Sie nehmen nur ein Viertel der höheren Positionen und Führungspositionen ein. 

Familienfreundliche, flexible Arbeitszeiten, Telearbeit und die Einrichtung von Betriebskindergärten dürfen keine Fremdwörter sein.

Wir brauchen nicht arbeitsplatzgerechte Familien, sondern wir brauchen familiengerechte Arbeitsplätze.

Ich fordere den Bund dazu auf, die Chancen des Wachstumsmarktes Haushaltsdienstleistungen offensiv zu nutzen.

Eine Förderung des „Zukunftsmarktes Haushaltdienstleistungen“ macht wirtschafts- und beschäftigungspolitisch Sinn.

Nach Modellrechnungen des Forschungsinstituts zur Zukunft der Arbeit führt eine Preissenkung der Haushaltsdienstleistungen von zehn Prozent zu einer zusätzlichen Nachfrage bei etwa 350.000 Haushalten; bei 20 Prozent steigt die Nachfrage sogar auf über 700.000 Haushalte.

In Deutschland haben lediglich 40.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte einen privaten Haushalt als Arbeitgeber.

Dagegen gaben im Frühjahr 2000 bei einer Umfrage des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 7,5 Prozent der Haushalte in Deutschland an, dass sie regelmäßig eine Haushalts- oder Putzhilfe beschäftigen.

Insgesamt kann von 3,5 bis vier Millionen Privathaushalten ausgegangen werden, die regelmäßig oder gelegentlich haushaltsnahe Dienstleistungen nachfragen.

Bislang ist es nicht gelungen dieses Beschäftigungspotential in sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse zu überführen.

Das bedeutet, dass ein hoher Teil dieser Tätigkeiten in Schwarzarbeit erbracht wird.

Wenn haushaltsnahe Dienstleistungen wieder bis zu 10.000 € pro Jahr absetzbar sind, dann entsteht da ein gigantischer regulärer Arbeitsmarkt, der Hunderttausende von regulären Arbeitsplätzen schafft und außerdem die Vereinbarkeit von Familie und Beruf deutlich erleichtert.

Auch die demographische Entwicklung macht eine Umkehr der Politik erforderlich:

Die Zahl der Über-65-jährigen wird schon bis zum Jahr 2015 um mehr als 24 Prozent auf dann über 2,1 Millionen ansteigen.

Der demographische Wandel ist aber nicht nur ein Grund für die Notwendigkeit der Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, sondern der demographische Wandel betrifft uns alle in allen Lebensbereichen und er erfordert vor allen Dingen auch eine andere Einstellung den Senioren gegenüber.

Jahrzehntelang wurde nahezu ausschließlich auf Jugend gesetzt bis geradezu ein regelrechter Jugendwahn entstand, was zu einer ziemlich einseitigen Sicht in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik geführt hat.

Gleichzeitig verblasste das Bild der Älteren zu einer negativen Kulisse aus Rentenempfängern, begrenzt Lernfähigen und zunehmend Pflegebedürftigen insgesamt aber die Gesellschaft vor allen Dingen einmal belastenden Senioren.

Weiße Haare mögen wie Schnee auf einem Dach erscheinen – aber das beweist noch lange nicht, dass im Herd kein Feuer brennt.

Es geht jetzt nicht um eine Wiederholung der falschen Einseitigkeit. 

Es geht nicht um einen Wechsel vom Jugendwahn hin zur Alterseuphorie.

Wir sollten uns einfach fragen:

Könnte eine ältere Gesellschaft nicht auch eine reifere, gelassenere, humanere womöglich sogar weisere Gesellschaft sein?

Auch die Arbeitgeber müssen sich auf den demographischen Wandel einstellen.

Es ist falsch und es ist eine Schande, dass die Hälfte der Unternehmen keine Über-50-jährigen mehr beschäftigt.

Es ist auch ein jämmerliches Bild, wenn sich die 60-jährigen Manager immer noch im Vollbesitz ihrer Kräfte wähnen, aber sie ihre 50-jährigen Angestellten reihenweise aus den Betrieben werfen.

Wenn in wenigen Jahren der Altersdurchschnitt in Baden-Württemberg bei 48 Jahren liegt, dann werden  die damit ein gewaltiges Problem bekommen.

Die Firmen und wir alle in Politik und Gesellschaft sind auf die Erfahrungen und Kenntnisse der Älteren angewiesen.

Es ist grundfalsch, wenn nun ältere Arbeitnehmer noch früher in den Ruhestand geschickt werden sollen.

Bei uns liegt die Beschäftigungsquote der 55- bis 64-jährigen gerade einmal bei 37 Prozent, in der Schweiz dagegen bei 67 Prozent, in Japan bei 62 Prozent und in den Vereinigten Staaten bei 58 Prozent.

Diese Zahlen zeigen, dass wirtschaftlich und beschäftigungspolitisch erfolgreichere Länder eine höhere Erwerbsbeteiligung Älterer haben als Deutschland.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil am 18. Dezember 2002 verkündet und festgestellt, dass das Zustandekommen des Zuwanderungsgesetzes mit Artikel 78 Grundgesetz unvereinbar und daher nichtig ist.

Gerade aber auch aus demographischen Gründen ist die Regelung, die Steuerung und die Begrenzung der Zuwanderung dringend notwendig.

Wir brauchen rasch ein Zuwanderungsregelungs- und begrenzungsgesetz.

Wir brauchen in einem breiten Konsens vernünftige Regelungen, die sich an den Bedürfnissen unseres Landes orientieren.

Was wir aber überhaupt nicht brauchen, das sind über 90 Einzelforderungen von Seiten der Union, damit das Zuwanderungsgesetz auf den Sanktnimmerleinstag verschoben wird.

Ohne Einigung bleibt es beim geltenden Recht, und das bedeutet, es kommen zu viele und auch die falschen Leute nach Deutschland. 

Das hätte dann die Union zu verantworten.

Im Interesse des Arbeitsmarktes, aufgrund der demographischen Veränderung, aus humanitären Gründen und auch zur Festlegung von Integrationsforderungen an die zu uns Kommenden brauchen wir ein Zuwanderungsgesetz.

Ich fordere die Union dazu auf, die Zuwanderungsregelung nicht zu blockieren und in diesem Zusammenhang nicht mit billiger Polemik in Hessen und in Niedersachsen Wahlkampf zu machen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Zuwanderung ist nur dann sinnvoll, wenn sie zur Integration führt.

Zuwanderung verlangt genauso die Bereitschaft und die Verpflichtung zur Integration durch die Zuwanderer wie die Integrationsfähigkeit der Gesellschaft, die nicht überfordert werden darf.

Zuwanderung ist so zu gestalten, dass sie in Arbeitsplätze stattfindet und nicht in soziale Sicherungssysteme.

Wir brauchen nicht nur ein Land, dessen Bürgerinnen und Bürger bereit sind, engagiert Zuwanderer aufzunehmen, sondern wir brauchen eben auch den Willen und die Fähigkeit der Zuwanderer, sich in unserer Gesellschaft zu integrieren.

Zuwanderung setzt den Willen zur Integration voraus. 

Diese ist aber keine Einbahnstraße.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die Altersfrage ist die gesellschaftspolitische Herausforderung schlechthin. 

Sie ist geradezu eine Überlebensfrage.

Sie betrifft alle unsere Lebensbereiche.

Eine der großen Aufgaben wird dabei auch eine Reform der Pflegeversicherung sein.

Dazu gehört nicht nur die Frage, wie die finanziellen Belastungen tragbar werden, obwohl der Finanzbedarf enorm steigen wird.

Wir müssen an die gesamten Strukturen ran.

Wir müssen den Wunsch der Menschen, selbstbestimmt zu leben, endlich ernstnehmen:

der haushaltswirtschaftliche Bedarf ist viel größer als der reine Pflegebedarf.

Wir dürfen es uns doch nicht leisten, dass 16 Prozent eines Jahrgangs ohne Hauptschulabschluss die Schule verlassen und dann nicht einmal die Chance dazu haben, in einen sozialen Beruf zu gehen.

Wir müssen dafür sorgen, dass nicht wieder die Frauen die Hauptbetroffenen von dieser Entwicklung sein werden, und sie von der sogenannten „Erziehungs“- in die ebenfalls sogenannte „Pflegefalle“ geraten.

Zu ihrer Unterstützung und Entlastung müssen wir über neue Einrichtungen analog der Tagesmüttermodelle nachdenken.

Wir brauchen insgesamt eine Kampagne für die gesellschaftliche Bedeutung der sozialen Berufe.

Dazu gehört auch, dass wir diese besser bezahlen.

Es ist doch eine Schande, wenn für die Pflege eines Menschen weniger bezahlt wird als für die Reparatur einer Waschmaschine.

Pflege muss besser honoriert werden!

Die Menschen in den Pflegeberufen werden zunehmend durch Überreglementierung und Bürokratisierung gegängelt.

Unter dem Deckmantel der Qualitätssicherung werden immer neue Drangsalierungen erfunden, die den Pflegekräften die Zeit stehlen, die sie eigentlich für die ihnen anvertrauten Menschen bräuchten.

Gerade Berufsanfängerinnen und –anfänger trifft der Praxisschock: 

Was sie über menschenwürdige Pflege gelernt haben, lässt sich im überreglementierten Berufsalltag oft gar nicht umsetzen.

So entstehen Imageprobleme, die nicht gerade hilfreich sind, mehr junge Menschen für die Pflegeberufe zu begeistern.

Ich werde zusammen mit Uli Noll einen Vorschlag zu der Reform der Pflegeversicherung ausarbeiten und ich bin ihm und allen Mitstreiterinnen und Mitstreitern im Landesfachausschuss sehr dankbar für ihre wertvolle Arbeit.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

großartige Aufgaben liegen vor uns.

Wie sieht eigentlich das Bild unserer Städte und Gemeinden in zehn, 15, 20 Jahren aus, wenn wir eine deutlich veränderte Gesellschaft haben werden.

Es ist doch ein faszinierende Aufgabe, sich Gedanken darüber zu machen, wie wir in 20 Jahren unter veränderten Altersbedingungen leben, wie wir mobil sein, wie wir die Gemeindefinanzen reformieren werden.

Diese Aufgaben sind so spannend, dass ich mir gar nicht vorstellen kann, dass es irgendjemanden hier im Saal gibt, der bei den Kommunalwahlen 2004 nicht antritt und die liberale Flagge hochhält.

Dasselbe gilt für die Europawahlen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir müssen alles dafür tun, dass die deutschen Liberalen 2004 wieder im Europaparlament vertreten sein werden.

Dafür genügt es aber nicht, ständig selber immer nur  von der FDP als der Europapartei zu sprechen, sondern für dieses Europa muss geworben, gestritten, gekämpft und überzeugt werden.

Ich bin stolz darauf, dass es das baden-württembergische Wirtschaftsministerium war, das als einziges der Wirtschaftsministerien eine EURO-Infokampagne durchgeführt hat und ich freue mich sehr darüber, dass wir wiederum die einzigen Wirtschaftspolitiker in Deutschland sind, die eine EU-Erweiterungskampagne durchführen.

Wir müssen unsere Leidenschaft für Europa glaubwürdig rüber bringen.

Wir müssen den Menschen die ungeheuren Chancen vermitteln, die die EU-Erweiterung mit sich bringt.

Wir müssen die Menschen aber vor allen Dingen an der Europapolitik umfassend beteiligen.

Es ist geradezu skandalös wie Schröder und Fischer über die EU-Erweiterung inklusive der Türkei schwadronieren, ohne das Parlament, geschweige denn das Volk an einer solchen Entscheidung zu beteiligen.

Wir werden im Mai 2004 zehn weitere Länder aufnehmen.

Dies bedeutet eine ungeheure Kraftanstrengung.

Die gleichermaßen ungeheuren Chancen rechtfertigen diese Kraftanstrengung.

Wir müssen den Menschen aber auch klar machen, dass wir sie nicht überfordern wollen, sondern dass wir sie auf diesem Weg der erweiterten EU, der dann 25 Mitgliedstaaten, mitnehmen wollen.

Wenn wir anschließend Bulgarien und Rumänien aufnehmen, dann werden es 27 Staaten sein.

Wer in einer solch schwierigen Phase, in einer solchen Zeit des Aufbruchs und der Erweiterung, die Menschen zusätzlich dadurch verunsichert, dass er der Türkei eine Vollmitgliedschaft in absehbarer Zeit in Aussicht stellt, der überfordert die Menschen, der überfordert die Leistungsfähigkeit Europas und der läuft Gefahr, dass Europa zurückfällt zu einer bloßen Wirtschaftseinheit, was mir zu wenig ist.

Wir müssen uns klar positionieren.

Ich sage in aller Deutlichkeit, dass ich zu dem gegenwärtigen Zeitpunkt die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei für falsch halte.

Ich halte es auch für falsch, hierfür Daten zu nennen und damit wiederum falsche Hoffnungen zu wecken.

Wir müssen unseren türkischen Freunden klar machen, das wir zu ihnen stehen, dass wir ihre Reformschritte positiv begleiten und unterstützen und dass wir ihnen gerne einen Sonderstatus einräumen.

Aber wir müssen ihnen in der gleichen Klarheit verdeutlichen, dass sie aus vielerlei Gründen noch lange nicht zu dieser EU gehören.

Europa ist unsere gemeinsame Zukunft.

Europa, die EU, darf nicht nur eine Wirtschaftseinheit sein, sondern Europa ist eine Wertegemeinschaft, durch die mehr Frieden, mehr Rechtssicherheit, mehr Demokratie geschaffen wird.

Europa ist unsere gemeinsame Zukunft.

Das Europa der 25 und auch das Europa der bald 27 ist jeden Einsatz wert.

Kämpfen wir für ein liberales Europa, kämpfen wir für den Wiedereinzug der FDP in das europäische Parlament.

Das Europa unserer Vorstellungen beinhaltet unendlich viele Chancen für die Jugend.

Damit die Jugend ihre Chancen auch nutzen kann, ist die bestdenkbare Bildungspolitik für die junge Generation gerade gut genug.

Es ist gut, dass Baden-Württemberg bei der PISA-Studie im nationalen Vergleich gut abgeschnitten hat, und ich danke dafür den engagierten Lehrerinnen und Lehrern, die an vielen Stellen hervorragende Arbeit leisten.

Aber wir wissen auch alle, dass wir im internationalen Vergleich bei weitem nicht dort stehen, wo wir stehen müssten.

Ganz wichtig ist uns deshalb die Sprachförderung im vorschulischen Bereich.

Dies gilt für alle Kinder – ob hier geborene oder zugewanderte.

Ohne angemessene Sprachkenntnisse keine Einschulung, damit nicht von vorneherein der schulische Erfolg ausbleibt.

Wenn wir die Ganztagsangebote und Ganztagsschulen bedarfsorientiert zügig weiterentwickeln und wenn wir Vielfalt zulassen, dann wird unser Schulsystem eine gute Entwicklung haben.

Wir wollen die Privatschulen besser fördern als bisher.

Sie bringen Wettbewerb, sie bringen Vielfalt, sie sind eine Bereicherung für unser Schulwesen.

Wir werden es 2003 nicht schaffen, aber wir werden alles dafür tun, dass wir ab 2004 die Bezuschussung für alle Schularten auf 80 Prozent anheben.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir schaffen notwendige Verbesserungen an unseren Schulen nicht, wenn wir öffentlich immer nur den Eindruck erwecken, dass wir ausschließlich die Schattenseiten an unseren Schulen wahrnehmen und das Positive dabei übersehen.

Mir ist wichtig, dass in der öffentlichen Diskussion die Stärken unserer beruflichen Bildung deutlich werden.

Zwei Drittel aller Jugendlichen durchlaufen einen Weg in der beruflichen Bildung.

Die PISA-Debatte darf nicht dazu führen, dass dieser Bereich unseres Bildungswesens ausgeblendet wird.

Die berufliche Bildung muss weiter gestärkt und ausgebaut werden und sie muss auch bei internationalen Vergleichen eine angemessene Berücksichtigung finden, denn hier werden unsere Facharbeiter, hier wird der Nachwuchs für die allermeisten Betriebe in unserem Lande ausgebildet.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir dürfen die lernschwachen Schülerinnen und Schüler nicht alleine lassen.

Wir dürfen nicht tatenlos zusehen, wie jährlich 10 - 12.000 Jugendliche ohne jeden Schulabschluss oder mit einem sehr schlechten Hauptschulabschluss in die Perspektivlosigkeit der Arbeitslosigkeit entlassen werden.

Genau deshalb haben wir in den letzten Jahren eine ganze Reihe von Maßnahmen ergriffen, die es diesen Jugendlichen ermöglichen, trotzdem eine Lehrstelle zu finden und damit wieder eine Lebens- und Berufsperspektive zu erhalten.

Ich bin den Kammern und Verbänden für ihre Unterstützung sehr dankbar und ich fordere die Gewerkschaften dazu auf, endlich ihren Widerstand gegen die flächendeckende zweijährige Werkerausbildung aufzugeben.

Es ist doch sinnvoller, mit einer solchen verkürzten Ausbildung zu anerkannten Ausbildungsabschlüssen zu führen als Tausende von jungen Menschen in die Hilfsarbeiterperspektivlosigkeit zu entlassen.

Diese Sturheit der Gewerkschaften ist gegen die Schwächsten gerichtet und damit das Gegenteil von dem, was Gewerkschaften vorgeben zu tun.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

· verstärkte Sprachförderung im vorschulischen Bereich,

· Fremdsprachenunterricht bereits in der Grundschule,

· zwölf statt 13 Jahre bis zum Abitur,

· Elitegymnasium in Schwäbisch Gmünd

· aber auch verstärkte Hilfe für die Lernschwachen

· Förderung der Privatschulen,

· Stärkung der beruflichen Bildung,

· und nicht zuletzt der Ausstieg aus der ZVS -

all dies sind Erfolge liberaler Bildungspolitik.

Ich danke Ernst Pfister, Heide Berroth, Dieter Kleinmann und mit Eckhard Behrens auch dem Landesfachausschuss für ihre ganz exzellente Arbeit.

Nicht nur im Bereich der Schule sondern auch im Bereich der Hochschulen stehen liberale Bildungspolitiker für Reformen geben.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ich bin Ernst Pfister dankbar für seine Anregung, dass sich die Hochschulen künftig in Stiftungen umwandeln können sollen.

Das Hochschulgesetz muss den Hochschulen die Möglichkeit dazu eröffnen, sich aus der staatlichen Oberhoheit zu verabschieden.

Die Verwaltung von Gebäuden wird dann effizienter, die Einstellungspraxis flexibler und die Drittmittelanwerbung einfacher.

Außerdem müssen unter dem Stiftungsrecht Professoren nicht mehr unbedingt Beamte sein, was ohnehin ein Anachronismus ist.

Überall auf der Welt werden mit solchen Stiftungen und Hochschulen ganz hervorragende Erfahrungen gemacht, und wir sollten unseren Hochschulen diesen Weg nicht verschließen.

Die angespannte Haushaltssituation wird uns noch zu weiteren Reformen veranlassen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die dramatisch gesunkenen und weiter sinkenden Steuereinnahmen stellen uns vor neue Herausforderungen.

Aber auch in Zeiten von Steuermindereinnahmen in Milliardenhöhe werden wir an dem Ziel festhalten, ab 2006 keine neuen Schulden zu machen – und dies muss dann Verfassungsgebot werden!

Wir werden hier nicht nachgeben.

Wir sind dies der jungen Generation schuldig.

Die Abkehr vom Primat des Sparens wäre eine Rückkehr zum Glauben an die Allmacht des Staates.

Die Tatsache, dass die Landesregierung an diesem Ziel 2006 festhält, ist ein Erfolg liberaler Politik.

Wir haben den Partner auf diesen Weg und damit auf die richtige Schiene gesetzt.

Die Tatsache, dass eine Haushaltsstrukturkommission an die Strukturen des Haushalts herangeht und es nicht mehr bei kosmetischen Korrekturen belässt, ist ein Erfolg liberaler Politik:

Mit der Haushaltsstrukturkommission haben wir eine langjährige Forderung der FDP-Fraktion durchgesetzt.

Die Prüfvorschläge zu den Einsparungen sind FDP-Politik pur:

· Organisationsüberprüfung der Schulverwaltung

· Lehrerfortbildung, pädagogische Tage und vergleichbare Veranstaltungen außerhalb der Schulzeiten

· Fächerkonzentrationen an den Universitäten Heidelberg und Mannheim sowie Stuttgart und Hohenheim

· Prüfung der Möglichkeit, Hochschulen in Stiftungen zu überführen

· Fusion und Kooperation von Fachhochschulen

· Verschlankung der Ministerien, u.a. Einsparungen von Abteilungen und Referaten

Natürlich geht es da auch an „eigene“ Bereiche:

Das Landesgewerbeamt wird unter der Leitung seines Präsidenten, unseres Parteifreundes Friedrich Bullinger, noch schlagkräftiger werden und wir werden in diesem Zusammenhang den Standort Karlsruhe stärken.

In einem fairen Prozess, an dessen Ende es weder Sieger noch Verlierer geben darf, wird es zu einer Fusion der Landesvermessungsverwaltung mit der Flurneuordnung kommen.

Wenn durch diese Fusion am Ende über einen Zehn-Jahres-Zeitraum nahezu 1.000 Personalstellen eingespart werden können, dann muss diese Fusion kommen und darf nicht an Ressortegoismen scheitern, meine Damen und Herren.

Es werden weitere Personaleinsparungen notwendig sein, aber bei aller Sparbereitschaft muss auch darauf geachtet werden, dass die Verwaltung funktioniert, dass sie als Dienstleister gute Arbeit verrichten kann.

Die baden-württembergische Landesvermessungs-verwaltung ist die modernste und erfolgreichste in Deutschland.

Das Regierungspräsidium in Tübingen sorgt für die kürzesten Genehmigungszeiten bei Bio- und chemischen Anlagen.

Ich weiß aus vielen Jahren Erfahrung sehr wohl, die exzellente Arbeit der allermeisten Staatsdiener zu schätzen und ich bin gerade auch der Polizei für ihre schwierige Arbeit außerordentlich dankbar, aber auch sie wird ihren fairen Anteil erbringen müssen – da kann es keine Tabus geben!

Wir müssen Kurs halten im Interesse unseres Landes, im Interesse aller Bürgerinnen und Bürger, die unter einer erdrückenden Steuer- und Abgabenlast zu leiden haben.

Mit uns wir es keinen Weg in eine noch höhere Verschuldung geben.

Dazu muss der Öffentliche Dienst seinen Beitrag leisten:

Wenn irgend möglich, dann werden wir das Urlaubs- und Weihnachtsgeld weitestgehend unangetastet lassen, weil der überwiegende Teil der Beamten, der Beschäftigten im öffentlichen Dienst auf jeden Euro und Cent angewiesen ist.

Ich bin aber entschieden dafür, dass die Arbeitszeit in zumutbaren Schritten und differenziert nach Schicht- und Regelarbeit erhöht wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

wenn wir vernünftige und verträgliche Tarifabschlüsse bekommen, dann werden die jetzt schon viel diskutierten Maßnahmen weit weniger gravierend ausfallen, als wenn eine drei vor dem Komma erstritten wird, die kein öffentlicher Haushalt - weder Bund noch Land noch Kommunen – bezahlen kann.

Wer in der jetzigen Zeit mit Streiks nicht nur droht sondern diese auch tatsächlich durchführt, der hat nun wirklich die Zeichen der Zeit nicht erkannt.

Wer für drei Prozent streikt, der muss wissen, dass er die Einstellungschancen jüngerer verschlechtert, der muss wissen, dass es dann zu gravierenden Einsparmaßnahmen an anderer Stelle kommt und der muss wissen, dass dann der Personalabbau beschleunigt wird.

Damit sind wir beim alten Leid der Gewerkschaften:

Deren Arbeitskämpfe finden immer für die statt, die in Arbeit sind.

Nie wird an die gedacht, die draußen sind, aber auch gerne einen Arbeitsplatz haben wollen, meine Damen und Herren.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wer den Landeshaushalt auf Dauer in Ordnung bringen will, der muss ganz selbstverständlich die gesamte Verwaltungsstruktur unseres Landes auf den Prüfstand stellen.

50 Jahre nach der Gründung unseres Landes ist es doch höchste Zeit, einmal grundlegend über die Verwaltungsstruktur in diesem Land nachzudenken.

Als die Stuttgarter Nachrichten kürzlich unsere Vorschläge veröffentlichten, da hieß es von unserem geschätzten Koalitionspartner:

Wie kommen die Liberalen dazu, sich mitten in der Legislaturperiode solch weitreichende Gedanken zu machen?

Ganz einfach, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde:

Im Gegensatz zu anderen Parteien in diesem Land behalten wir Freien Demokraten uns das selbstverständliche Recht vor, auch zwischen den Wahlen nachzudenken, neue Vorschläge zu entwickeln und Reformen voranzutreiben.

Die Opposition aus rot-grün versagt hier auf der ganzen Linie.

Die hat dazu nichts, aber auch überhaupt nichts zu bieten.

Ich verkneife mir hierzu weitere Anmerkungen zu Gerhard Schröders Undercoveragentin hier im Land.

Aber wenn sich Frau Vogt überhaupt einmal zu Verwaltungsreformvorschlägen oder überhaupt zur Landespolitik äußert, dann macht sie das mit der gleichen Leidenschaft und Inbrunst und dem selben rhetorischen Feuerwerk wie Hans Eichel die dritte Verordnung zur zweiten Ergänzung der Zinsabschlagsteuer vorträgt.

Und zu unserem Koalitionspartner kann ich nur sagen:

Mit einem bloßen „Weiter so“ wird Baden-Württemberg zwar ordentlich verwaltet, aber mit Sicherheit nicht hervorragend regiert.

Wir Liberalen wollen das Land zukunftsfähig machen.

Wir müssen das Land für die nächsten 50 Jahre aufstellen.

Dazu genügt es nicht, im Haus der Geschichte vor lauter eigener Begeisterung und Zufriedenheit zu erstarren, sondern die Geschichte unseres Landes  muss fortgeschrieben werden.

Wir stellen die Verwaltungsreform unter das liberale Motto:

„Der Staat muss schrumpfen, damit die Chancen der Bürgerinnen und Bürger wachsen.“

Eine Regierungs- und Verwaltungsreform, die eine Neuverteilung der Aufgaben nach sich zieht, darf unserer Ansicht nach nicht bei einer bloßen Verlagerung der Kompetenzen auf die unteren staatlichen Ebenen stehen bleiben.

Sondern eine solche Reform muss endlich auch den Bürgerinnen und Bürgern wieder mehr Verantwortung zumuten, weil sie ihnen auch mehr Leistungsbereitschaft zutraut.

Das Prinzip der konsequenten Kommunalisierung von Aufgaben folgt für uns Liberale aus der Erkenntnis, dass eine starke kommunale Selbstverwaltung die entscheidende Vorraussetzung für die Identifikation der Menschen mit ihrem jeweiligen Gemeinwesen ist.

Wer glaubwürdig eine Reform der Regierungs- und der Verwaltungsstrukturen in diesem Land durchsetzen will, der darf nicht bei den Indianern anfangen, sondern der muss oben, der muss auch bei den Häuptlingen ansetzen und genau das tun wir mit unserem Vorschlag.

Wenn es ab 2006 mit Beginn der neuen Legislaturperiode hier im Land zwei Ministerien weniger geben wird, dann wird diese niemand vermissen, sondern jeder wird froh über die Effizienzsteigerung und die Kosteneinsparungen sein.

Darüber hinaus brauchen wir:

· eine bessere Organisation der oberen Landesbehörden

· die Straffung der Mittelbehörden

· die Stärkung der kommunalverfassten regionalen Zusammenarbeit 
· die Ertüchtigung der Landkreise durch Kommunalisierung der unteren Landessonderbehörden
· die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung
· und eine weitergehende Länderkooperation.
Eine solche Verwaltungsreform aus einem Guss kann mittelfristig zu Einsparungen in Milliardenhöhe führen.

Mindesten genauso wichtig ist aber auch:

Das Land wird dann effizienter, zielgenauer und vor allen Dingen bürgernäher regiert werden.

Ich danke sehr herzlich Herrn Professor Hesse für sein Gutachten, Jürgen Hofer für seine sehr substantielle Begleitung, Ullrich Eidenmüller, Uli Noll, Patrick Evers, Michael Theurer, Professor Stephan und Corinna Werwigk-Hertneck, Manfred Will ebenso  wie Ekkehard Kiesswetter und dem Landesfachausschuss Innen und Recht für die konstruktive Unterstützung in der Kommission.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die heutige Beratungsgrundlage soll als Anhörungsgrundlage und nicht als endgültiger Verwaltungsreformvorschlag verabschiedet werden.

Wir werden mit dem heutigen Ergebnis im ganzen nächsten Jahr mit allen zuständigen Stellen Anhörungen durchführen, um dann für die Koalitionsverhandlungen 2006 eine ganz konkrete, mit allen abgestimmte und diskutierte Verwaltungsreform für Baden-Württemberg vorzulegen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

nutzen wir das heutige und morgige Dreikönigstreffen als eine gute Grundlage dafür, dass unsere Freunde in Niedersachsen und in Hessen erfolgreich sein werden.

Nutzen wir hier bei uns das Jahr 2003, um unserem eigenen Anspruch nach Inhalten, Inhalten und nochmals Inhalten gerecht zu werden, indem wir vier Landeshauptausschüsse durchführen, die ausschließlich unserer programmatischen Arbeit dienen.

Nutzen wir das Jahr 2003 als eine gute Grundlage für unser Wahljahr 2004.

Niemand von uns darf abseits stehen, wenn es um die Kommunalwahlen und die Europawahlen geht.

Steht auf, wenn Ihr Freie Demokraten seid und kämpft für ein liberales Baden-Württemberg und kämpft für eine bessere Zukunft der FDP.
